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W
olf Linder, emeritierter Profes-
sor der Politologie, ist an diesem 
Frühlingstag zurückgekommen 
an den Ort, der sein Leben als 
Sozialdemokrat für immer ver-

änderte. Die Standseilbahn zieht ihn auf den 
Gurten. Linder blickt hinaus in die Bäume. »Wir 
haben einen ziemlichen Aufruhr gestiftet damals«, 
sagt er. Dann hält das Bähnchen. 

Vor den Türen der Bergstation wartet Henri 
Huber, pensionierter Gemeindepräsident von 
Köniz und ehemaliger Mitverschwörer. Huber 
hat den Weg von seinem Haus am Hang zu Fuß 
genommen. Jetzt steht er hier mit seinem Hund 
an der Leine und strahlt. Die beiden Männer 
umarmen sich lange. Nebeneinander gehen sie 
hinüber ins Restaurant. Huber hinkt ein wenig. 

Es ist der 7. Juni 2000, als der Putschversuch 
vom Gurten seinen Anfang nimmt. Huber, seit 
13 Jahren Gemeindepräsident von Köniz, macht 
sich wie jeden Mittwoch nach der Gemeinderats-
sitzung zu Fuß auf nach Hause. An seiner Seite 
geht wie so oft Simonetta Sommaruga, seit zwei 
Jahren eine Amtskollegin und nur wenige Häuser 
von Huber entfernt daheim. Während sie vom 
Stadthaus zum Dorfrand gehen und dort in den 
Feldweg biegen, unterhalten sich Huber und 
Sommaruga über ihre Parteikollegen. Wie diese 
sich weigerten, über die Schattenseiten der Zu-
wanderung zu sprechen und über die hohen Prei-
se, die mangelnder Wettbewerb mit sich bringen 
kann. Wie sie stattdessen oft eilten, wenn die Ge-
werkschaften nach Unterstützung riefen. Und 
wie sie außerdem eloquente Strategiepapiere 
schreiben würden, die keine Menschenseele liest. 

Als sie in ihrem Quartier ankommen, haben 
die beiden beschlossen zu handeln. Sie wollen der 
SP in einem Traktat einen neuen Weg skizzieren. 
Bevor sie in ihre Häuser gehen, vereinbaren Hu-
ber und Sommaruga, dass jeder noch einen Ge-
sprächspartner dazuholt, der ihnen, den Alltags-
politikern, den Horizont öffne.

Am nächsten Tag ruft Gemeindepräsident Hu-
ber den Politologen Linder an. Huber kennt Linder. 
Jeder in Bundesbern kennt Linder. Der damals 57-
Jährige leitet das Institut an der Universität, seine 
Reden im Hörsaal sind scharfzüngig und unver-
blümt, die eidgenössischen Departemente engagie-
ren ihn regelmäßig als Berater. Linder sagt zu. So 
wie Tobias Kaestli, der Historiker aus Biel, den 
Sommaruga gleichzeitig anfragt. Wenige Tage 
später treffen sich die vier erstmals in Hubers Wohn-
zimmer, um ihre Verschwörung zu besiegeln. 

Die vier wollen weniger Zuwanderung 
und eine strengere Sozialpolitik

»Wir haben wie die Wilden diskutiert und so 
lange am Text gefeilt, bis er kurz und prägnant 
war, kein sauertöpfisches Traktat. Vor allem woll-
ten wir weg von den Widersprüchen einer SP-
Wunschökonomie«, sagt Linder heute auf dem 
Gurten. Genau in jener Zeit habe er einen typi-
schen Streit gehabt mit einem Parteikollegen. 
»Der hat zu mir gesagt, er wolle den Kapitalismus 
abschaffen und würde sich nie Aktien kaufen. Da 
habe ich ihn gefragt: ›Hast du dir eigentlich schon 
mal überlegt, wie deine Pensionskasse finanziert 
wird?‹ Unglaublich.« 

Huber nickt. Sagt lange nichts. Dann: »Für mich 
war der Schreibprozess damals auch eine Selbstver-
gewisserung. Ich bin nicht ein Mensch ohne Zwei-
fel.« Huber bückt sich an seinem Hund vorbei, greift 
in den Rucksack und legt ein Dokument auf den 
Tisch, neben Linders Tabak. Verwaltungsreformen 
– wenn die Bürokratie den Sieg über die Idee davon-
trägt, steht auf dem Deckblatt. Es ist eine dichte 

Analyse, die er in den vergangenen Monaten ge-
schrieben hat. Nur für sich. Seine politischen Ämter 
hat Huber vor drei Jahren abgegeben. Stattdessen 
präsidiert er das Berner Stadttheater, arbeitet als An-
walt und produziert Musik in seinem Tonstudio.

Als sich im März 2001 ein heißer Sommer an-
kündigt, sitzen die vier Verschwörer in Sommarugas 
Garten am Fuß des Gurten. Auf den Festplatten 
ihrer Computer haben sich die vielen entworfenen 
Absätze inzwischen verdichtet zu elf Seiten. Darauf 
stehen unmissverständliche Sätze: Die SP müsse sich 
von ihrem Selbstverständnis als Arbeiterpartei lösen, 
außerdem von ihrer »kurzatmigen Klientelpolitik«. 
Sie dürfe nicht ständig auf »Sonderforderungen« 
der Gewerkschaften eingehen, sich nicht ständig 
vor den Karren »bewegungspolitischer Kamikaze-
Kommandos« spannen lassen. Außerdem müsse sie 
auf »Rechte und Pflichten« in der Sozialpolitik 
setzen und eine Begrenzung der Zuwanderung von 
außerhalb der EU akzeptieren. Es sind harsche 
Worte, und sie sollen bald an die Öffentlichkeit 
getragen werden. Das Werk brauche darum langsam 
einen Namen. Sie finden ihn: Das Gurten-Manifest 
für eine neue und fortschrittliche SP-Politik. 

Während die vier Aufständischen nun wöchent-
lich auf dem Gurten ihr Manifest schleifen, tobt im 
Innern der SP eine der größten Krisen in der Par-
teigeschichte. Die Delegierten streiten darüber, ob 
man eine Privatisierung der Swisscom, eine Libera-
lisierung der Post und des Strommarktes akzeptieren 
solle oder nicht. Es tun sich Gräben auf: zwischen 
der lateinischen und der deutschsprachigen Schweiz, 
zwischen Gewerkschaftern und Konsumentenver-
tretern. In den erhitzten Reihen kursieren mehrere 
Strategiepapiere. Rudolf Strahm etwa fordert die 
SP auf, einen geordneten Wettbewerb bei öffent-
lichen Gütern zuzulassen. Die welsche Alliance de 
Gauche hält dagegen. Am 5. Mai 2001 ruft Frak-
tions chef Franco Cavalli schließlich in Bern zu einer 
Aussprache, die für Ruhe sorgen soll. Auch Simo-
netta Sommaruga ist dabei. Sie sagt kein Wort vom 
Gurten-Manifest. Und verschickt ein paar Tage 
später eine Einladung an die Medien. Erst wenige 
Stunden zuvor war das Manifest fertig geworden.

Am Mittwoch, dem 10. Mai 2001, verteilen 
die vier Verschwörer ihr Manifest in einem Sit-
zungszimmer in Bern an die Journalisten. Jeder 
der vier Verschwörer liest ein paar Absätze, dann 
ziehen die Journalisten wieder ab. 

Die vier warten gespannt auf eine Reaktion. 
Linder weiß, dass sie kommen wird. Seit Jahren 
treffen sich Parlamentarier in seinem Wohnzimmer, 
um bei Wein und Zigaretten den Zustand der Welt 
zu beschreiben. »Linders politische Salons« werden 
die Treffen genannt. In seinem Umfeld, das weiß 
Linder, wird das Manifest für Unruhe sorgen. Doch 
was dann passiert, überrascht selbst ihn. 

In den nächsten 48 Stunden brodelt es im Innern 
der Partei. Dieses Gurten-Manifest »sei völlig nichts-
sagend«, sagt der Bündner Nationalrat Andrea 
Hämmerle in der Wochenzeitung. »Es besteht nur 
aus Leerformeln, und diese haben erst noch einen 
freisinnigen Drall.« An selber Stelle schimpfen auch 
Werner Marti und Christine Goll. Der Waadtländer 
Nationalrat Pierre-Yves Maillard schreibt mit ande-
ren eine Replik im Bund: Das Manifest enthalte »ein 
paar dürftige Seiten mit Ideen von rechts«. 

Von nun an bekommt Linder »die ganze Humor-
losigkeit der Nomenklatura« zu spüren. Als am 5. 
Juni 2001 die Session beginnt, klingelt niemand an 
seiner Türe, um mit ihm seinen Wein zu trinken. 
Auch fortan nie mehr.  Huber in Köniz hört in 
diesen Tagen nur den einen oder anderen Spruch 
auf der Straße. Monate später wird er bei den Berner 
Großratswahlen in seinem Wahlkreis das viertbeste 
Ergebnis einfahren. Auf die Liste zu den National-
ratswahlen setzt ihn die Partei nicht. 

SCHWEIZ

Am schwierigsten aber hat es Sommaruga: Sie 
muss in dieser Sommersession 2001 im National-
rat mit Kollegen zusammenarbeiten, von denen 
sich einige weigern, mit ihr zu reden. Als sie zwei 
Jahre später als erste Sozialdemokratin für den 
Kanton Bern in den Ständerat einzieht, sei dies 
eine große Erleichterung gewesen, sagen Vertraute. 
Einmal noch ruft im Sommer 2001 der Waadtlän-
der Maillard bei Linder an, um mit ihm über das 
Papier zu diskutieren. Ansonsten ernten die vier 
Verschwörer eisiges Schweigen.

»In jenem Sommer«, sagt Wolf Linder oben auf 
dem Gurten, »habe ich mich zum ersten Mal gefragt, 
ob ich noch Mitglied sein will in diesem Verein.« Er 
blieb. Aber er äußert sich kaum mehr öffentlich zur 
SP. Stattdessen reist er für Regierungen und NGOs 
nach Nepal, Mosambik oder in den Sudan und teilt 
sein Wissen zu Dezentralisierung und Demokrati-
sierung. Am Jubiläumstag des Gurten-Manifests am 
10. Mai hält Linder zwei Vorträge in Polen. 

Einer der schärfsten Kritiker des Manifests ist 
Fraktionschef Cavalli. Er erklärt seine Wut heute so: 
»Dieses Manifest geht davon aus, dass man als Ar-
beiter oder Künstler seine Werte mit Bankiers und 
Unternehmern teilen kann. Aber das geht nicht. Die 
haben fundamental andere Interessen.« Wenige Tage 
nach dem Auftritt der Verschwörer unterschreiben 
Cavalli und Maillard ein Gegen-Manifest des Zürcher 
SP-Präsidenten Koni Loepfe, in dem sich dieser gegen 
die im Manifest geforderte Begrenzung der Zuwan-
derung ausspricht und fordert, die Personenfreizügig-
keit sei auf Menschen von außerhalb des EU-Raums 
auszudehnen. Auch Christine Goll, Andreas Gross, 
Hildegard Fässler und Anita Thanei setzen ihre Na-
men unter das Protestschreiben. 

Parteipräsidentin Brunner befürchtete, 
das Manifest könnte die Partei spalten

Am 23. Juni 2001 ruft die SP zur Delegiertenver-
sammlung nach Luzern. Präsidentin Christiane 
Brunner sagt in ihrer Eröffnungsrede, sie sei stolz 
darauf, wenn Parteimitglieder »hochstehende inhalt-
liche Debatten« führten. Aber die Diskussion darüber, 
ob die SP eine Arbeiterpartei sei oder eine Mittel-
standspartei, erachte sie als völlig überflüssig – sie sei 
sowohl das eine als auch das andere. »Trotzdem muss 
klar bleiben, dass wir eine linke Partei sind und dass 
wir nicht zu einer Zentrumspartei werden.« Es ist die 
offizielle Beerdigung des Gurten-Manifests, sechs 
Wochen nach seiner Geburt. Wäre sie darauf einge-
gangen, sagt Brunner heute, hätte dies die Spaltung 
der Partei bedeuten können.

Bei den Parlamentswahlen 2007 sinkt der Wäh-
leranteil der SP von 23,5 Prozent auf 19,5 Prozent. 
Die Partei verliert gegenüber den vorigen Wahlen 
jede fünfte Stimme – bei den 25- bis 34-Jährigen sind 
es gar vier von zehn, die der SP den Rücken kehren. 
Die Partei enttäusche die moderat linken Wähler, 
stellen Politologen der Uni Lausanne fest. Eine wei-
tere Studie zeigt, dass die SP-Wähler mit den Kan-
didaten der Partei den Wunsch nach gesellschaftlicher 
Offenheit und Toleranz teilen – sich aber viel stärker 
als die Parteielite für Marktwirtschaft und gegen 
Staatskontrolle aussprechen. Der Entscheid für eine 
allzu staatsfreundliche und gewerkschaftsnahe Linie 
bedeute, dass die SP weiter schrumpfen werde, sagt 
Politologe Andreas Ladner. »Man kann nicht aus 
genereller Sympathie für bestimmte Werte ständig 
eine Partei wählen, die im praktischen Politikalltag 
nicht das macht, was man will.«

Im Restaurant auf dem Gurten wird es kühler. 
Die Männer gehen langsam hinunter zur Station der 
Gurtenbahn. Der Hund läuft nebenher. »Aber du, 
Wolf«, sagt Huber zu Linder, »ich finde das Manifest 
immer noch gut.« – »Natürlich«, sagt Linder. »Jetzt 
wollen sie ja wieder den Kapitalismus abschaffen.«

Die Putschisten
Vor genau zehn Jahren versuchten vier Verschwörer auf dem Gurten, 
die Schweizer Sozialdemokratie zu retten. Vergebens VON OLIVIA KÜHNI

Unruhestifter 
Henri Huber und Wolf 
Linder auf dem Gurten

Eine schüchterne Frage an das Volk
Was wollen die Schweizer eigentlich von der Politik? VON PEER TEUWSEN

D I R E K T E  D E M O K R A T I E

Man hat den Eindruck, der Schweizer Bürger er-
laube sich einen schlechten Scherz mit den Poli-
tikern. Er stärkt in den Parlamenten die polarisie-
renden Kräfte, während er in den Exekutiven den 
Gemäßigten den Vorzug gibt. So wird immer 
öfter was von oben kommt, unten plattgemacht. 
Das tragischste Beispiel für diese Entwicklung ist 
die 11. Revision der Alters- und Hinterbliebe-
nenversicherung (AHV), welche diese wichtige 
Säule des Sozialstaates für die nächste Generation 
sichern will. Angesichts des demografischen 
Wandels eine dringend notwendige Vorlage. Aber 
die Polparteien SP und SVP haben sie im ver-
gangenen Jahr in verantwortungsloser Einigkeit 
versenkt. Man steht vor einem Scherbenhaufen, 
den der Bundesrat nun mühsam aufkehren muss. 
Ja, manchmal fragt man sich, ob der Bürger den 
Sinn der Politik begriffen hat. Soll sie wirklich 
regieren können, also analysieren, handeln, vo-
rausschauen? Oder ist sie unser circus maximus, 
an dem wir uns verlustieren?

Auch angesichts der Umfragen für die eidge-
nössischen Wahlen im Herbst beschleicht einen 
ein seltsames Gefühl. Da verlieren die alten, ehr-
würdigen Parteien wie CVP und FDP in der 
Wählergunst weiter, während sich die Stimm-
bürger auf neue Kräfte wie die Grünen oder die 
Grünliberalen stürzen. Beides sind mentale Split-
terparteien, und von der grünliberalen Partei 
kann keiner genau sagen, wofür sie steht – außer 
für die Quadratur des Kreises, die Versöhnung 
von Ökonomie und Ökologie. Der Bürger wählt 
sie trotzdem. Will er einfach mal was Neues? Mal 
schauen, was die da so machen? Im Bewusstsein, 
dass die eigentliche politische Arbeit sowieso die 
Verwaltung erledigt und ein Land auch ohne 

Regie rung auskommen kann? Belgien macht es 
vor. Aber ist für solche Spielchen die Lage der 
Schweiz nicht zu ernst? Die Demokratie nicht 
ein zu hohes Gut?

Natürlich gibt es für das Wählerverhalten Er-
klärungen. Gesinnungsparteien wie SVP oder 
Grüne lösen Milieuparteien wie CVP oder FDP 
ab. Letztere zahlen den Preis für die exekutive 
Verantwortung, die sie in den vergangenen Jahr-
zehnten auf sich genommen haben (oder leider 
auch nicht). Zusätzlich nagt angesichts einer 
 globalisierten Welt die Verunsicherung an der 
Souveränität der Eidgenossenschaft. Und die 
Statusängste sind auch nicht geringer geworden. 
Andere, Fremde wollen etwas vom Reichtum, 
den das Land angehäuft hat.

Das alles sind aber keine hinreichenden Er-
klärungen. Es wäre dringend nötig, mal das Volk 
infrage zu stellen. Bloß, das ist ein Tabu in der 
Schweiz. Der Wahlkörper gilt als allwissend und 
weise. Dem Land geht es ja wirtschaftlich gut. 
Also hat das Volk als oberste Instanz unserer di-
rekten Demokratie richtig entschieden. Allein, 
dieser Zirkelschluss befriedigt nicht. Materieller 
Wohlstand und die politische Verfassung einer 
Gesellschaft sind nicht gleichzusetzen.

Schließlich und endlich ist es das Volk, das in 
einem vielschichtigen Prozess diese politische Blo-
ckadesituation erst möglich gemacht hat. Indem es 
Parteien wählt, die an Lösungen gar nicht interes-
siert sind. Indem es Unbekannte wählt – und so die 
Katze im Sack kauft. Oder durch politische Absti-
nenz, die Wahlbeteiligung ist zum Teil jämmerlich. 
Jedenfalls sollte man aufhören, die Politiker verant-
wortlich zu machen für eine Entwicklung, an deren 
Ursprung nicht sie stehen. Sondern wir. 
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Schnell bis 12. Mai buchen
und bis 30. Juni

nach Amerika reisen!

Auf die Plätze, fertig, los!
by

www.airfrance.de

499MONTREAL €
ab

599ORLANDO €
ab

499MEXIKO-STADT €
ab

Preisbeispiele für einen Hin- und Rückflug ab Hamburg (inkl. Verpflegung, Gepäckmitnahme, Steuern, Gebühren und Ticket-Service-Entgelt). Preisabweichungen möglich ab anderen Abflughäfen sowie bei Buchung im Reisebüro oder
unter 0180 5 830 830 (0,14€/Min. aus dem Festnetz, Mobilfunk max. 0,42€/Min.). Begrenztes Sitzplatzangebot, nicht umbuch- oder erstattbar. Buchungszeitraum: ab sofort bis 12.05.2011. Reiseantritt: ab sofort bis 30.06.2011.
Weitere Bedingungen und Informationen auf www.airfrance.de. Stand 28.04.2011
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